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Winterthur
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Am Dienstag stellte Stadträtin
Katrin Cometta (GLP) die neue
Klimapolitik der Stadt vor. «Wir
müssen jetzt handeln. Das sind
wir den kommenden Generatio-
nen schuldig», eröffnete sie die
Präsentation. Tatsächlich hatte
der neue Klimaplan eine Weile
auf sichwarten lassen: Bereits im
Juli 2019 rief derGrosse Gemein-
derat denKlimanotstand aus und
überwies dieMotion «Netto null
Tonnen CO2 bis 2050».

Der Stadtrat bekamdamit den
Auftrag, den Nettoausstoss von
Klimagasen in Winterthur auf
null herunterzufahren.Um kon-
krete Massnahmen auszuarbei-
ten, gab sich die Stadt dann noch
ein gutes Jahr länger Zeit. Dafür
stellte sie einen fixfertigen Be-
schlussentwurf inAussicht. Die-
ser liegt nun vor und erfüllt die
Forderungen des Stadtparla-
ments, nicht aber jene derKlima-
bewegung.

Aktuelle Massnahmen
reichen nicht
Der Forderung der Klimabewe-
gung, bereits bis 2030 klimaneu-
tral zuwerden, erteilt die Exeku-
tive eineAbsage: So fehle imGe-
setz etwa die Grundlage dafür,
Hausbesitzer zum Ersatz von
Heizungen mit fossilen Brenn-
stoffen zuverpflichten oderWer-
bung für Konsumgüter zu ver-
bieten.Der ehrgeizigere Zeitplan
würde zudem einen «unverhält-
nismässig hohen Kostenauf-
wand» mit sich bringen.

DerWeg zur Klimaneutralität
wird inWinterthur nun eher ein
Marathon als ein Sprint. In der
ersten von vier Etappen à acht
Jahren soll ein Paketvon 54Mass-
nahmen die Stadt auf Klimakurs
bringen. Sicher ist, dass die jetzi-
gen Massnahmen nicht reichen,
um das Netto-null-Ziel bis 2050
zu schaffen. Sie reichennicht ein-
mal fürdas aktuell gültige Klima-
ziel – eine Reduktion der Treib-
hausgase aufmaximal zweiTon-
nen pro Kopf. Dies zeigt ein vor
rund dreiWochen veröffentlich-
ter Bericht für den Stadtrat.

Das alte Ziel wird der aktuel-
len Lage laut Cometta nichtmehr
gerecht: «Es ist heute nichtmehr
verantwortbar.» Es brauche ein
ehrgeizigeresVorgehen, um den
Klimawandel zu bremsen.Dabei
will die Stadt bei der Energiever-
sorgung, den Gebäuden, derMo-
bilität und beim Konsum anset-
zen.DiesenMassnahmenkatalog
sehe man als nötig und realis-
tisch an.

Energie: Solarstrom
und Biogas
Die Stadt setzt künftig stärker
auf die Solarenergie. Um 50 Pro-
zentwill sie den Ertrag aus Foto-
voltaikanlagen steigern. Dafür
fördert sie nicht nur neue priva-
teAnlagen, sondernwill auch auf
den eigenenDächern bauen.Und
zwar hundert in den nächsten
fünf Jahren. Doch auch dann
deckt Solarstrom noch weniger
als fünf Prozent des Stromver-
brauchs. Langfristig soll es zu-
dem nur noch erneuerbares Gas
geben. Aktuell ist das erst zu
einem Drittel der Fall.

Die Stadt will lokale Wärme-
verbunde realisieren und stärke-
re Anreize schaffen für Hausbe-
sitzer, die ihre Heizungen erset-

zen wollen. Beide Massnahmen
haben laut Berechnungen der
Stadt das Potenzial, je 150 Kilo-
grammCO2-Äquivalente pro Per-
son einzusparen. Weiter will sie
ökologischere Baustoffe fördern.
Parallel dazu soll der Kühlbedarf
etwa durch Begrünung gesenkt
werden.

Mobilität: Velonetz
und autofreie Tage
Ansetzen will der Stadtrat auch
bei der Mobilität. «Das Auto ist
auch für kurze Strecken noch im-
mer sehr beliebt», sagt Cometta.
Ein lückenloses Velonetz und
hindernisfreie Fusswege sowie
ein starkes ÖV-Angebot sollen
das ändern. Dabei hat die Um-
weltvorsteherin nicht nurPrivat-
personen im Blick: Auch Hand-
werker und Gewerblerinnen so-
wie Lieferdienste sollen auf
Transportvelos umsatteln. Wei-
terwill die Stadt die Elektromo-
bilität fördern und denkt über
autofreie Tage sowie ein Fahr-
verbot für besonders klima-
schädliche Fahrzeuge nach.

Der Konsumverursachtmehr
als die Hälfte der Klimaemissio-
nen. Dafür will die Stadt die Be-
völkerung und die Wirtschaft
sensibilisieren. «Bevormundung

ist nicht unser Ziel», stellt Co-
metta klar. «Wir können diesen
Bereich aber auch nicht einfach
ausklammern.» Die Leute sollen
dazu animiertwerden, ihre Frei-
zeit und Ferienmöglichst klima-
schonend zu verbringen. Damit
das klappt, will die Stadt die
Naherholungsgebiete attraktiver
machen.Waren sollen vermehrt
getauscht, repariert und weiter-
verkauft statt durch neue ersetzt
werden. Ein weiteres Ziel ist die
Reduktion der Wohnfläche pro
Person.

Steuererhöhung
wahrscheinlich
Zwischenziel auf dem Weg zur
Nullemission im Jahr 2050 ist es,
den Ausstoss bis 2035 auf eine
Tonne pro Kopf zu senken. Ehr-
geiziger zeigt sich der Stadtrat
bei der eigenen Verwaltung. Sie
soll das Netto-null-Ziel bereits
2035 erreichen.Damit das klappt,
will sie die eigenen Liegenschaf-
ten klimatechnisch optimieren,
wo möglich Fahrzeuge mit er-
neuerbaremAntrieb kaufen und
Nachhaltigkeitsregeln bei Be-
schaffungen konsequent berück-
sichtigen.

Die Stadt schätzt die Kosten
für die Umsetzung derMassnah-
men auf 6,6 Millionen Franken
pro Jahr. Der Grossteil davon – 4
bis 5 Millionen Franken pro Jahr
–musswohl über die Steuern fi-
nanziert werden. Das entspricht
rund zwei Steuerfussprozent.
Der Rest wird über Gebühren
oderGeldervonDrittenwie etwa
Fördermittel finanziert. Wegen
der Mehrausgabenwird voraus-

sichtlich eine Steuererhöhung
oder ein Leistungsabbau nötig.

Weiter kommen in dennächs-
ten 30 Jahren teure Investitio-
nen auf die Stadt zu. Sie schätzt
die Kosten dafür auf 300 bis 500
Millionen Franken. «Die durch
den ungebremsten Klimawandel
zu erwartenden Kosten, welche
künftige Generationen zu tragen
hätten,übersteigendie heute not-
wendigen Investitionen bei wei-
tem», schreibt der Stadtrat dazu.

Grüne, SPund GLPbegrüssen
den Klimaplan. Sie befürchten
aber, dass der Stadtrat die Kos-
ten und den Aufwand für die
Umsetzung unterschätzt. Die
Grünen fordern deshalb, dass die
Stadt für die Umsetzung des Kli-
maplans eine neue Stelle oder
eine Taskforce schafft.

Die GLPsieht in denMassnah-
men lediglich ein «Minimalziel»
und warnt: «Der Stadtrat muss
sich bewusst sein, dasswir beim
Klimawandel keine Zeit zu ver-
schenken haben. Wir hinterlas-
sen den kommenden Generatio-
nen eine CO2-Erbschaft mit sehr
negativen Folgen.»

Die SVP argumentiert, dass
der Einfluss von Winterthur auf
das Klima vernachlässigbar sei.
Die Kosten dafür seien zu gross,
zudemmüsseNachhaltigkeit auf
Freiwilligkeit basieren. Die Par-
tei wittert hinter den Massnah-
men einen Plan: Der Stadtrat
wolle unter demDeckmantel des
Klimaschutzes eineVerkehrspoli-
tik umsetzen, die dem Indivi-
dualverkehr feindlich gesinnt sei.

Der Klimabewegung wieder-
um gehen die Massnahmen zu

wenigweit. Klimaaktivist Caesar
Anderegg spricht von einem
Schritt in die richtige Richtung –
das Ziel 2050 statt 2030 sei aber
«verantwortungslos»: «Es ist an
denwohlhabenden Ländern, die
schliesslich für die meisten
Emissionen verantwortlich sind,
da schneller vorwärtszuma-
chen.» Das entspreche auch der
Klima- und Energiecharta, wel-
che die Stadt unterzeichnet hat.
Die neuen Massnahmen seien
darum nicht ausreichend.

Vor allem beim Thema Kon-
sum habe man sich mehr Mut
vom Stadtrat gewünscht. «Die
Stadt versteckt sich hinter recht-
lichen undwirtschaftlichen Rah-
menbedingungen, anstatt diese
zu ändern.» Bei der Stadt weist
man darauf hin, dass man be-
wusst einen realistischen Zeit-
plan gewählt habe, es aber
durchaus möglich sei, dass die
Schraube in acht Jahren noch-
mals angezogen werde.

Stadtrat wartet nicht
auf Volksabstimmung
Der Grundsatzentscheid kommt
nun zwar erneut vor den Ge-
meinderat unddannvors Stimm-
volk. Der Stadtrat hat allerdings
«angesichts derDringlichkeit des
Klimaschutzes» beschlossen, die
Massnahmen bereits umzuset-
zen und ab sofort netto null 2050
statt der aktuell vorgeschriebe-
nen zwei Tonnen CO2 pro Kopf
anzupeilen.Weiterhin vorgängig
absegnen muss der Gemeinde-
rat jene Massnahmen, für die
Kredite oder Gesetzesänderun-
gen nötig sind.

So sollWinterthur CO2-frei werden
Klimaplan der Stadt AmDienstag stellte der Stadtrat seinen Plan für die erste Etappe auf demWeg zu netto null
Tonnen CO₂ bis 2050 vor. Aufgrund der «Dringlichkeit des Klimaschutzes» wird dieser ab sofort umgesetzt.

Katrin Cometta (GLP, Bildmitte) präsentiert die Klimamassnahmen der Stadt. Ihrer Partei gehen diese allerdings nicht weit genug. Foto: M. Dahinden

«Dieses Ziel ist
heute nichtmehr
verantwortbar.»

Katrin Cometta (GLP)
Stadträtin


